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Kompetenz-Versagen von Kanzler Merz in 2026 

 
Im November 2023 hat Friedrich Merz als Oppositionsführer den damaligen Bundeskanzler 

Olaf Scholz als „Klempner der Macht“ tituliert, da es sich bei Herrn Scholz nicht um echte 

Politik, sondern um eine rein technische und kleinteilige Verwaltung „Klein-Klein“ handele. 

Im September 2024 hat er Herrn Scholz im Bundestag zugerufen: "Sie können es nicht". 

Grundgesetz Artikel 65 – Richtlinienkompetenz: 

Recht des Bundeskanzlers, die grundlegenden politischen Leitlinien der Bundesregierung 

zu bestimmen, d.h., der Kanzler ist oberster Entscheidungsträger. 

 

Mai 2026: In nur 3 Monaten – Kompetenz-Versagen von Kanzler Merz: 

 

• Wahlrechtskommission – Chaos bei der Regierung 

Laut Koalitionsvertrag sollte die Wahlrechtskommission im Jahr 2025 Vorschläge zum 

Wahlrecht unterbreiten. Laut SZ und WirtschaftsWoche (11. bzw.12.03.2026) herrscht  

Chaos bei der Regierung. Im Koalitionsausschuss wurden nach 3 ½ Stunden keine 

konkreten Beschlüsse gefasst. 

 

• Wehrpflichtgesetz – Erforderliche Nachbesserung 

Bundestag und Bundesrat (05. bzw.12.2025): Wehrdienst Modernisierungsgesetz, tritt am  

1. Januar 2026 in Kraft. Die Presse berichtet über die Verwirrung (SZ 07.04.2026), wonach 

Männer zwischen 17 und 45 Jahren für Auslandsaufenthalte von mehr als drei Monaten eine 

Genehmigung der Bundeswehr bräuchten. Ein Sprecher des Verteidigungsministeriums 

hatte am 04.04.2026 erklärt, man werde dies durch Verwaltungsvorschriften klarstellen. 

 

• Gehaltserhöhungen für Kanzler und Minister – Peinliche Korrektur 

Gesetzentwurf aus dem Bundesinnenministerium von Alexander Dobrindt, abgestimmt mit 

anderen Ministerien (SZ 21.04.2026): 

Auf Seite 79, Tabelle „Bundesbesoldungsordnung B“: Eine massive Gehaltserhöhung für 

Spitzenbeamte wie Staatssekretäre, Minister etc. 

Danach würde der Kanzler zusätzlich mehr als 60.000 Euro jährlich erhalten. 

Die Bundesregierung lieferte dann am 27.04.2026 eine eilig korrigierte Tabelle nach: 

Statt des geplanten Anstiegs der höchsten Gehaltsstufe B11 für Staatssekretäre von 16.567 

Euro pro Monat auf 19.831 Euro, erfolgt jetzt ein Anstieg auf „nur“ 17.030 Euro. 
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• Gesundheits-Kommission – Offensichtlich überfordert 

Bundeskanzler Merz „Eine der größten Reformen der gesetzlichen Krankenver-

sicherung in den letzten 20 Jahren“ (AZ Mainz 28.04.2026). 

Gesundheitsministerin Warken Gesetzentwurf, die gesetzlichen Kassen 2027 um  

19,6 Milliarden Euro entlasten. 

Kabinett beschließt Entwurf zur Krankenkassen-Reform (SZ 29.04.2026), Merz nennt die 

Einigung "historisch". 

Zitat der 10 Experten: Wegen möglicher Reduzierung der Krankenkassen Anzahl: 

Die 20 größten Krankenkassen versichern aktuell 84 % aller GKV-Mitglieder.  

CDU-Generalsekretär Linnemann (SZ 16.04.2026): 

„Statt 93 gesetzliche Kassen würden auch zehn reichen“. 

Siehe hierzu Wi(e)dersprüche.eu vom 17.04.2026:  

Fortbildung für Politiker – 20 oder 93 gesetzliche Krankenkassen? 

 

• Heizungsgesetz – Scharfe Kritik 

Kabinetts-Beschluss: Gebäudeenergiegesetz (Heizungsgesetz) jetzt als Gebäude-

modernisierungsgesetz (AZ Mainz 15.05.2026).  

Bundeswirtschaftsministerin Katherina Reiche: Investitions- und Planungssicherheit, 

Technologieoffenheit und Flexibilität. 

Scharfe Worte des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) zum Gebäudemodernisierungs-

gesetz: NKR-Chef Lutz Goebel: Eines der „handwerklich schwächsten und praxis-

fernsten Vorhaben. 

 

• Klimabericht – Miserables Zeugnis des Expertenrats 

Expertenrat der Bundesregierung stellt der Politik ein miserables Zeugnis aus: 

Schon das Ziel für 2030 sei kaum zu erreichen – und bis 2045 sieht es noch schlechter aus. 

Deutschland droht Klimaziele zu verfehlen (SZ 19.05.2026). 

 

• Tankrabatt – Schlecht gemachtes Gesetz 

Nach Auswertung des Verbraucherportals „Mehr-tanken.de“ gibt es bei rund 25 % der 

Tankstellen allein in Bayern mindestens einmal pro Tag einen Verstoß gegen die Zwölf-Uhr-

Regel, also eine unerlaubte Preiserhöhung. 

Daniel Kaddik, der Chef des Bundesverbandes Freier Tankstellen: 

„Auswirkungen eines schlecht gemachten Gesetzes“ (SZ 20.05.2026).  
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